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Wie alle preußischen Beamten unterla
gen auch die der Bergverwaltung in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts ei
nem besonderen rechtlichen Status, 
der gleichsam "potenzierte Untertanen
pflichten" (Otto Hintze) bedingte. Oie 
höheren Bergbeamten, spätestens seit 
den 1870er Jahren sämtlich akade
misch ausgebildet, waren darüber hin
aus von einem besonderen Selbstver
ständnis geprägt, das zentrale Motive 
aus der Identifikation mit dem berufli
chen Metier bezog '. Oie stark traditio
nalistisch ausgeprägte Gruppenidentifi
kation, mit der ein charakteristisches 
Kompetenz- oder gar Überlegenheits
bewußtsein einherging, und der Verlauf 
der Karriere festigten dann das spezifi
sche Selbstverständnis der höheren 
Bergbeamtenschaft endgültig im Sinne 
einer sich selbst zuerkannten "A/1-
round-Kompetenz" einer spezifischen 
Klasse höherer Beamter, zu deren Qua
lifikationsprozeß es noch im Jahre 1920 
in einer als Orientierungshilfe für Stu
denten gedachten Beschreibung hieß: 
"Der Bergbeamte muß Wissenschaftler 
und Praktiker, Kopf- und Handarbeiter 
sein. Der Student darf nicht, froh, die 
drückende Arbeit im Bergwerk los zu 
sein, sich an der Technischen Hoch-

126 

schule lediglich den wissenschaftlichen 
Fächern hingeben, sondern muß sich 
auch weiter praktisch betätigen. Seine 
geologischen Kenntnisse vertieft er 
durch Teilnahme an Exkursionen, die 
unter Leitung von Professoren durch 
geologisch interessante Gegenden der 
Heimat unternommen werden. Er wird 
diese Ausflüge bald liebgewinnen auch 
deshalb, weil sie oft in landschaftlich 
reizvolle Gebiete führen und weil sie 
Gelegenheit bieten, Kameradschaft 
und Frohsinn zu pflegen. Wie oft findet 
man bei solchen Wanderungen den 
Freund fürs Leben!" 2 

Oieses Sozialisationsmuster war von 
entscheidender Bedeutung für die 
Chancen und Grenzen des aktuellen 
Handeins der Bergbehörde, als sich 
in denselben Jahrzehnten mit den 
Bergrechtsreformen und dem Ende 
des Direktionsprinzips ein elementarer 
Wandel in den Bedingungen des berg
baulichen Wirtschafts- und Arbeitsle
bens vollzog und fortan der Interessen
gegensatz zwischen den Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern die Verhältnisse 
weitgehend bestimmte. Oie Beamten 
ließen zentrale Momente ihres im Direk
tionsprinzip ausgebildeten Selbstver-

ständnisses fortleben und trugen somit 
den sich immer schärfer vollziehenden 
Strukturveränderungen um so weniger 
Rechnung. 

Das von dem späteren Banner Ober
bergamtsdirektor Walter Ser/o im Früh
jahr 1894 verfaßte Gedicht "Genera/
befahrung" macht diese Diskrepanz 
deutlich: Fünf Jahre nach den Erfah
rungen mit dem ersten Massenstreik im 
Ruhrbergbau läßt es die von dem an
gehenden Bergbeamten noch ein
genommenen sozialpatriarchalischen 
Wunschvorstellungen erkennen, die 
noch ganz den ständischen Wertmu
stern verhaftet waren. Daß aus einer 
solchen Sicht der Dinge nach wie vor 
nicht allein dem Oberberghauptmann, 
sondern wohl auch den anderen "Rit
tern des Fäustels und der Feder Ehre 
gebühre", stand für die höheren Berg
beamten selbst unzweifelhaft fest. in 
welcher Weise diese Gruppenmenta
lität die Entscheidungsspielräume der 
Bergverwaltung bei Konfliktregelungen 
im Rahmen ihrer gesetzlichen und insti
tutionellen Möglichkeiten beeinflußte, 
wird im folgenden anhand der ersten 
großen Streiks von Bergarbeitern im 
Ruhrgebiet dargestellt. 
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Der Streik von 1889: 
Grenzen bergbehördlichen 
Konfliktverständnisses 

Das Verhalten des Oberbergamtes in 
Dortmund zu Beginn des ersten großen 
Bergarbeiterstreiks in Deutschland im 
Jahr 1889 war von einer deutlichen 
Fehleinschätzung der bestehenden 
Konfliktsituation gekennzeichnet. Noch 
am 29. April 1889 vertrat es als über
geordnete Verwaltungsinstanz für den 
Steinkohlenbergbau an der Ruhr die 
Meinung, daß sich die als Streikfolge 
eventuell zu erwartende Lohnbewe
gung nicht überstürzen würde und 
deshalb zu ernsthaften Bedenken 
keinerlei Anlaß bestünde 3 • Um so über
raschter zeigte sich die Behörde nach 
Ausbruch des Streiks, nachdem bereits 

Berghauptmann Karl Friedrich Eilert (1832-
1913) - Bergbau-Archiv Bochum 

am 6. Mai mit den Arbeitseinstellungen 
auf den Zechen König Wilhelm bei 
(Essen-)Borbeck, Pluto bei (Herne-) 
Wanne, Königsgrube bei (Herne-)Wan
ne-Eickel , Recklinghausen bei Herne 
und Prosper bei Bottrap etwa 35 000 
Bergleute in den Ausstand getreten 
waren . ln ihrem Bericht an den preu
ßischen Minister für öffentliche Arbei
ten Albert v. Maybach offenbarten die 
Bergbeamte amselbenTage allerdings 
nicht allein ihre Verwunderung , son
dern sie bewiesen ihre grundsätzliche 
Ablehnung gegenüber den Streikforde
rungen. Nicht nur die beanstandete 9-
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stündige Schichtdauer einschließlich 
der Ein- und Ausfahrt schien ihnen an
gemessen, auch die Notwendigkeit der 
Überschichten erkannten sie an . Für 
Lohnerhöhungen sahen sie ebenfalls 
keinerlei Anlaß •. 

Während dabei eine weitgehend kom
promißlose Haltung des Oberbergamts 
als Ausgangssituation zum Ausdruck 
kommt, so war sein weiteres Vorgehen 
in der unmittelbaren Folgezeit von einer 
auffälligen Zurückhaltung gekenn
zeichnet'. Konzeptionen und Wege, die 
einen Ausgleich zwischen den Konflikt
parteien herbeiführen sollten und dabei 
insbesondere auch die Bergbeamten 
betrafen, wurden vielmehr in anderen 
Verwaltungsbehörden und nicht zuletzt 
in den Ministerien in Berlin erörtert, die 
entsprechend zu einer verhaltenen Re
aktion an der Ruhr geraten hatten. ln 
diesem Sinne empfahl eine Konferenz 
leitender Beamter der zuständigen 
westfälischen und rheinischen Behör
den in Dortmund am 10. Mai 1889, 
auch lokale Verwaltungs- und Berg
beamte an eventuell einzuleitenden 
Einigungsverhandlungen zwischen den 
Bergwerksbesitzern und den Beleg
schaften zu beteiligen 6• 

Schon die internen Stellungnahmen im 
Oberbergamt ließen genauer erkennen, 
wo die Erkenntnisgrenzen bergbehörd
lichen Konfliktverständnisses verliefen. 
Am 23. Mai 1889 beharrte Berghaupt
mann Karl Friedrich Eilert in seinem Be
richt an Minister v. Maybach weiterhin 
auf den alten Standpunkten. Aus seiner 
Sicht bewies das erneute Aufflackern 
des Streiks in diesen Tagen , daß letzt
lich politische Motive für den Ausstand 
maßgeblich seien und die Fortsetzung 
der Streikbewegung bei der kommen
den Reichstagswahl einer Stärkung der 
sozialdemokratischen Partei dienen 
sollte '. Das Selbstbild der höheren 
Bergbeamten macht erklärlich , daß sie 
in ihrer stark obrigkeitsstaatlich ge
prägten Sichtweise die Konfliktformen , 
die sich im Zuge der Industrialisierung 
neu entwickelten, besonders eilfertig 
als staatsgefährdend interpretierten. 
Indem sie versuchten, ihren eigenen 
Gruppenstatus über die Identifikation 
mit dem Staat und der Monarchie zu 
erhalten, waren sie offensichtlich auch 
keineswegs im Zweifel darüber, daß sie 
die bestehenden Verhältnisse letztlich 
richtig einschätzten . 

Der am folgenden Tag vom Dortmun
der Oberbergamt auf Anweisung des 
westfälischen Oberpräsidenten Robert 
v. Hagemeister an die Revierbeamten 
ausgefertigte Erlaß zur sofortigen Un
tersuchung von Einzelbeschwerden 
und der Veröffentlichung der Ergebnis-

se entsprach ihrem ungebrochenen 
Kompetenzbewußtsein für die Beur
teilung jeglicher bergbaulicher Verhält
nisse. Mit ihrer Maßnahme sollte in er
ster Linie das "verderbliche Treiben" 
der Streikenden unterbunden werden, 
denn bei näherer Betrachtung der Ein
zelumstände würden die Beschwerden 
ohnehin im Nichts zerfließen '. Nach
dem am selben Tag die Delegiertenver
sammlung der Bergarbeiter in Bochum 
aber mit 69 gegen 48 Stimmen be
schlossen hatte, den Streik fortzuset
zen , wiesen am 25 . Mai der preußische 
Innenminister und der Minister für öf
fentliche Arbeiten gemeinsam die 
Bergbehörde an, die Untersuchung der 
Verhältnisse unter generellen Gesichts
punkten und ohne Berücksichtigung 
rein privatrechtlicher Gegenstände 
durchzuführen. Angeregt durch den 
Düsseldorfer Regierungspräsidenten 
Hans v. Berlepsch , hatte Kaiser Wil
helm II. am 14. Mai 1889 eine derartige 
Untersuchung der Verhältnisse ge
genüber den zum Empfang beim Kai
ser delegierten Bergleuten zugesi
chert 9 • 

Wie sensibel die Bergbeamtenschaft 
ihr traditionell bestimmtes Selbstver
ständnis gerade auch in Konfliktzeiten 
zu bewahren und vor allem auch 
gegenüber der durchaus stark sensibi
lisierten Öffentlichkeit ' 0 zu demonstrie
ren suchte, veranschaulicht die Reakti
on des Oberbergamtes auf Vorwürfe in 
der Presse. Es war vor allem die 
ultramontane "Kreuzzeitung" gewesen, 
die am 16. Mai der Bergbehörde nicht 
allein eine engherzige Interpretation 
der gesetzlichen Bestimmungen und 
eine ausbleibende Vermittlungstätigkeit 
vorgeworfen, sondern vielmehr auch 
kritisiert hatte, daß den Beamten die 
schlechte Lage der Bergarbeiter gänz
lich entgangen wäre " . Nachdem der 
Berghauptmann in einem Bericht an 
Oberpräsident v. Hagemeister die wirk
samsten Methoden zur Beruhigung der 
Belegschaften darin gesehen hatte, 
daß "die ... Tagespresse scharf gezü
gelt, die aufregenden Versammlungen 
beseitigt und die sämmtlichen Agitato
ren ihren Wirkungskreisen entrissen" 
würden 12 , begegnete er den Angriffen 
der "Kreuzzeitung" seinerseits mit der 
Veröffentlichung einer Stellungnahme 
in verschiedenen Presseorganen . Er 
suchte damit offenbar ganz bewußt die 
Öffentlichkeit, um zu bestreiten, daß ei
ne mißliche Lage der Arbeiterschaft 
wirklich bestanden hätte, weshalb sie 
der Bergbehörde auch nicht hätte ent
gehen können 13 • 

Man wird nicht fehl in der Annahme ge
hen, die Motive für Eilerts Vergehens
weise und Argumentation in dem tra-
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dierten bergbaubürokratischen Selbst
bzw. Überlegenheitsbewußtsein er
blicken zu können, dem die Überzeu
gung zugrunde lag, daß einfach nicht 
sein konnte, was die Beamten in der 
Beurteilung ihres "ureigenen" Metiers 
nicht selbst befanden. 

Diese Auffassung, die staatliche Ver
mittlungsinitiativen zu gefährden droh
te, rief allerdings eine scharfe Kritik des 
Ministers v. Maybach hervor, der zu 
strengster Unparteilichkeit ermahnte, 
um möglichen Befürchtungen in der 
Öffentlichkeit wegen der Voreingenom
menheit der untersuchenden Behörden 
entgegenzuwirken. Die Kritik May
bachs fand ihren Niederschlag in ei
nem vertraulichen Erlaß vom 14. Juni, 
dessen Formulierungen an Deutlichkeit 
keine Wünsche offenließen : "Der kurze, 
nur einige allgemeine Anschuldigungen 
gegen die Bergbehörde enthaltende 
Artikel der Kreuzzeitung bot keinerlei 
Anlaß zu einer solchen eingehenden, in 
scharfem und absprechendem Tone 
gehaltenen Entgegnung, in welchem 
das Königliche Oberbergamt in bezug 
auf alle Verhältnisse, welche erst noch 
Gegenstand der angeordneten Unter
suchung durch die betheiligten Behör
den sein sollen, bereits ein bestimmtes, 
dem Ergebniß dieser Untersuchung 
vorgreifendes und darum parteiisch er
scheinendes Urtheil ausspricht.. . Ich 
erwarte, daß sämmtliche der Ver
waltung des Königlichen Oberber
gamts angehörige Beamten ... sich der 
strengsten Unparteilichkeit und größe
sten Vorsicht zu befleißigen und auch 
den Schein zu vermeiden wissen wer
den, als ob nicht gründliche und stren
ge Gerechtigkeit nach beiden Seiten 
walten solle. Zuwiderhandlungen ge-

0. Graf: Versammlung streikender Bergleute 
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gen diese Weisung werde ich unnach
sichtlich disciplinarisch ahnden." 14 

Während man offensichtlich Eilerts 
"Strafversetzung" nach Clausthai-Zel
lerfeld erwog 15 , scheint der Druck sei
tens vorgesetzter Behörden nicht ohne 
Wirkung auf die Handlungsweise der 
Dortmunder Bergbeamten geblieben 
zu sein. Offensichtlich um den gestell
ten Erwartungen gerecht zu werden , 
verfertigte das Oberbergamt am I 0. 
Juni einen Runderlaß an die Revierbe
amten , der diese anwies, sich im Falle 
eingehender Beschwerden nicht allein 
auf die Rechtsstandpunkte zurückzu
ziehen, sondern "nach billigen Rück
sichten zu urteilen und nach Kräften zu 
vermitteln" 16 • 

Allerdings bedeutete dies nicht, daß 
die Bergbeamten nicht auch weiterhin 
die Forderungen der Bergarbeiter in ih
rer Gesamtheit als unbegründet ansa
hen. Sie standen den solidarisch ge
formten Arbeiterinteressen ablehnend 
gegenüber und glaubten, diese nahezu 
ausschließlich als Mittel des gefürchte
ten Klassenkampfes interpretieren zu 
müssen. Ihre Untersuchungsergebnis
se, die auch an einer geringen Reso
nanz in der Öffentlichkeit krankten, 
ließen insgesamt nicht das eigentliche 
Ausmaß der Mißstände auf den Gruben 
deutlich werden, was sicherlich auf ei
ne gewisse Voreingenommenheit der 
Untersuchenden zurückzuführen war 17 • 

Solch eine Haltung zeigte sich auch 
an der Reaktion des Dortmunder 
Oberbergamts auf die Eingabe derBer
garbeiterdelegierten Ludwig Schröder, 
Friedrich Bunte und August Siegel, die 
am 14. Mai vom Kaiser in Berlin emp-

fangen worden waren und am 21. Juni 
eine andere Zusammensetzung der 
Untersuchungskommissionen mit Be
teiligung von Arbeitervertretern forder
ten18. ln Dortmund lehnte man diese 
Forderung mit der Begründung ab, ei
ne solche Beteiligung würde lediglich 
das Untersuchungsverfahren in die 
Länge ziehen, was genau dem Ziel ge
wisser "Hintermänner" entspräche 19 • 

Die Erfahrungen des Streiks von 1889 
hatten das im Selbstbild der Bergbe
amten fortlebende sozialpatriarchali
sche Verständnis gegenüber der Berg
arbeiterschaft erheblich erschüttert, 
das de facto längst nicht mehr existent 
war. Der seinerzeitige Düsseldorfer Re
gierungspräsident und spätere Minister 
für Handel und Gewerbe Hans von Ber
lepsch war durchaus wesentlich reali
stischer zu dem Ergebnis gekommen: 
"Von einem patriarchalischen Verhält
nis war keine Rede mehr; im Gegenteil 
war es offensichtlich, daß auf seiten 
der Arbeiter ein starkes Mißtrauen ge
gen die Arbeitgeber, auf seiten dieser 
eine unbedingte Abneigung vorhanden 
war, ihr Selbstbestimmungsrecht durch 
Verhandlungen mit den Arbeitern über 
die Arbeitsbedingungen abzuschwä
chen. Die Fühlung zwischen beiden 
war verschwindend gering, wenn nicht 
ganz verschwunden. Auch die Berg
behörden hatten sie verloren." ' 0 

Eine andere Erfahrung aus dem Streik 
bestand für die Bergbeamten in der 
verstärkten Auffassung, daß die ge
setzlichen Rahmenbedingungen des 
Allgemeinen Berggesetzes von 1865 zu 
reformieren seien. Nachdem Minister v. 
Maybach das Oberbergamt in Dort
mund bereits am 18. Mai 1889 aufge
fordert hatte, Vorschläge für eine effek
tive Novellierung des Gesetzes zu un
terbreiten '', äußerten die Bergbeamten 
in einer Denkschrift vom 26. August 
1889 ihre Vorschläge, in die sie zentra
le Forderungen aufnahmen, die die 
Bergarbeiter bereits seit den 1880er 
Jahren wiederholt proklamiert hatten". 

Ihre Vorschläge, der Bergbehörde grö
ßere Einflußmöglichkeiten einzuräu
men, waren in erster Linie auf die 
Gestaltung der Arbeitsverhältnisse 
ausgerichtet. Entsprechend plädierten 
die Dortmunder Behördenvertreter ei
nerseits dafür, Arbeitsordnungen obli
gatorisch einzuführen und diese durch 
die Bergbehörde kontrollieren zu las
sen, andererseits setzten sie sich nicht 
zuletzt unter dem Eindruck, daß das 
Verhältnis zwischen den Revierbeam
ten und der Bergarbeiterschaft nach
haltig gestört war, für die Schaffung 
von Schiedsgerichten und Einigungs
ämtern ein. Unter dem Vorsitz der Re-
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vierbeamten sollten Vertreter sowohl 
der Arbeiter als auch der Unternehmer 
beteiligt sein. 

Die ebenfalls angeführten Gedanken 
zur Schaffung von Arbeiterausschüs
sen stießen allerdings auf starke Kritik 
bei anderen Behörden, so daß sie in 
dem offiziellen Bericht des Oberberg
amts an den Minister v. Maybach vom 
6. September schon nicht mehr enthal
ten waren. An ihre Stelle traten Überle
gungen zur Etablierung "freier wirt
schaftlicher Konferenzen zwischen Ar
beitgebern und Arbeitnehmern unter 
der Leitung der Bergbehörde" 23. Insge
samt waren mit diesen Vorschlägen 
bereits wesentliche Bestimmungen der 
Berggesetznovelle des Jahres 1892 
umschrieben. 
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Die Rolle des Staates 
nach der Formierung der 
Interessengegner 

Die Konsequenzen für das künftige 
Handeln der Bergbehörden, die sich 
aus den Erfahrungen mit dem Bergar
beiterstreik von 1889 ergaben, lassen 
sich mit dem Neuen Kurs der Sozialpo
litik umreißen. Die damit verbundenen 
Konzeptionen entsprangen den Grund
ideen, die Kaiser Wilhelm II. in den 
Erlassen an den Reichskanzler und den 
Handelsministrer vom 4. Februar 1890, 
den sog. Februarerlassen, zusammen
gefaßt hatte und die wiederum auf 
Vorstellungen zurückgingen, die der 
am 31. Januar 1890 zum preußischen 

Staatsminister für Handel und Gewer
be ernannte Düsseldorfer Regierungs
präsident Hans v. Berlepsch entwickelt 
hatte 24. Im Grundsatz erkannten diese 
die staatliche Verpflichtung an, Arbeits
bedingungen so zu regeln , "daß die Er
haltung der Gesundheit, die Gebote 
der Sittlichkeit, die wirtschaftlichen Be
dürfnisse der Arbeiter und ihr Anspruch 
auf gesetzliche Gleichbehandlung ge
wahrt bleiben" sollten 25. Wichtigste 
Ziele des Neuen Kurses für die Arbeits
verhältnisse im Bergbau waren die Bil
dung von Arbeiterausschüssen auf den 
fiskalischen Bergwerken und die Aus
gestaltung der staatlichen Betriebe 
zu sozialpolitischen Mustereinrichtun
gen 2s. 

Die Bergbehörde stand beiden Zielen 
abermals skeptisch gegenüber. Auf ei
ner Konferenz mit der hohen Ministeri
albürokratie in Berlin im Dezember 
1890 formulierten die Berghauptleute 
ihren Widerstand gegen das Musteran
staltenkonzept mit der Begründung, ei
ne Ausweitung der Wohlfahrtseinrich
tungen auf den Zechen sei aus Grün
den der Ertragslage kaum möglich. 
Zum zweiten Ziel des Neuen Kurses 
teilte das Oberbergamt Dortmund am 
19. Januar 1892 dem Minister für Han
del und Gewerbe mit, daß sich die Im
pulse auf die Privatindustrie nicht über
tragen hätten, so daß bis zum gegen
wärtigen Zeitpunkt keine Arbeiteraus
schüsse auf den privaten Gruben 
eingeführt seien, worüber man offen
sichtlich keineswegs unzufrieden war 27. 

Nichtsdestoweniger wurden in den fol
genden Jahren diverse legislative 
Neuerungen eingeführt. Sie institutio
nalisierten überhaupt Instrumente der 
Konfliktregelung und führten die Berg
behörde zumindest bis zu einem ge
wissen Grade in die sozialpolitische 
Verantwortung zurück 28. Das gegen 
den Widerstand der Unternehmer ver
abschiedete Gewerbegerichtsgesetz 
vom 29. Juli 1890 sah die obligatori
sche Einführung schiedsrichterlicher 
Instanzen zur Entscheidung von Strei
tigkeiten zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitern vor, die aus dem Arbeitsver
trag resultierten 29. Allerdings waren es 
nur die Berggewerbegerichte, deren 
Beisitzer der Arbeiterseite direkt und 
geheim gewählt wurden, die diese Auf
gabe in der Folgezeit erfüllten. Ihre 
Funktion als Einigungsamt bei Streik
bewegungen scheiterte dagegen an 
der strikten Weigerung der Unterneh
mer, sich auf Verhandlungen mit den 
Arbeitern einzulassen 30. 

Eine verstärkte bergbehördliche Auf
sicht über die Arbeitsverhältnisse 
brachte dann die Berggesetznovelle 
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Flugblatt vom 23. Mai 1889 - Bergbau-Archiv Bochum 

vom 24. Juni 1892. Im Anschluß an das 
auf Reichsebene verabschiedete Ar
beiterschutzgesetz (Iex Berlepsch) vom 
1. Juni 1891 schrieb sie verbindlich 
den Erlaß von Arbeitsordnungen als 
Bestandteil der Arbeitsverträge vor 31 • 

Auch hier blieb die Wirksamkeit der 
Bergbehörde deutlich eingeschränkt: 
Nach § 80 g und h der Novelle hatten 
die Bergwerksbesitzer die neuen Ar
beitsordnungen - zusätzlich der even
tuell durch die Arbeiter hinzugefügten 
Bedenken - binnen drei Tagen zwar 
dem Oberbergamt vorzulegen, dieses 
besaß aber nur das Recht, nicht 
vorschriftsmäßig erlassene oder inhalt
lich den Gesetzen zuwiderlaufende 
Arbeitsordnungen zu ändern bzw. zu 
ersetzen. 

Allein schon diese Bestimmungen ent
sprachen keinesfalls einem wirklichen 
Bestätigungsrecht der Bergbehörde, 
das auch ein wirksames Eingreifen in 
den durch die Arbeitsordnung regle
mentierten Arbeitsalltag ermöglicht 
hätte 32 • Darüber hinaus waren auch die 
neuen Bestimmungen, die ein bergpo
lizeiliches Eingreifen in das Arbeitsver
hältnis ermöglichten, in ihrer ungenau
en Abfassung kaum geeignet, eine ef
fektive Teilnahme der Bergbehörde an 
der Ordnung der Arbeitsverhältnisse zu 
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erwirken. So erhielt der §197, Absatz 1 
des Allgemeinen Berggesetzes nun 
den Zusatz: .,Für solche Betriebe, in 
welchen durch übermässige Dauer der 
täglichen Arbeitszeit die Gesundheit 
der Arbeiter gefährdet wird, können die 
Oberbergämter Dauer, Beginn und En
de der täglichen Arbeitszeit und der zu 
gewährenden Pausen vorschreiben 
und die zur Durchführung dieser Vor
schriften erforderlichen Anordnungen 
erlassen." 33 Diese Formulierung einer 
Kann-Bestimmung sah für die Berg
behörde somit lediglich die Möglichkeit 
eines Eingreifens unter gewissen Vor
aussetzungen vor, was jedoch auf
grund des hier beschriebenen Selbst
verständnisses der Bergbeamten in der 
Praxis kaum zu erwarten war. 

Bezüglich der strukturellen Bedingun
gen zur Konfliktregelung war von nun 
an wichtig , daß sich in der Folgezeit 
angesichts der Erfahrungen aus dem 
Streik von 1889 sowohl die Unterneh
merseite stärker formierte und sich 
auch die Bergarbeiterschaft geschlos
sener organisierte, um ihre gegneri
schen Positionen zu verschärfen. 

Die Arbeitgeber, die schon seit 1858 im 
Verein für die bergbauliehen Interessen 
im Oberbergamtsbezirk Dortmund in 

wirtschaftspolitischen Angelegenheiten 
wirksam zusammengeschlossen wa
ren, bildeten bereits im Februar 1890 
einen behördlich zwar nicht genehmig
ten, die Interessen jedoch deutlich 
bezeichnenden Ausstandsversiche
rungsverband rheinisch-westfälischer 
Zechengesellschaften, der vor allem 
dazu gedacht war, vom Streik betroffe
ne Zechen finanziell zu unterstützen 34 • 

Sicherlich noch entscheidender war je
doch, daß es den Bergarbeitern - an
ders als bei früheren Organisationsver
suchen - nach dem Streik gelang, eine 
mehr oder minder stabile Interessen
vertretung zu etablieren 35 • Die Grün
dung des Verbands zur Wahrung und 
Förderung der bergmännischen Inter
essen in Rheinland und Westfalen, des 
sog. Alten Verbandes im August 1889, 
des interkonfessionellen Gewerkver
eins christlicher Bergarbeiter für den 
Oberbergamtsbezirk Dortmund am 26. 
August 1894 und schließlich der Polni
schen Berufsvereinigung ZZP im Jahr 
1902 führten langfristig zu einer Ratio
nalisierung des Konfliktverhaltens der 
Bergarbeiterschaft Es äußerte sich 
nicht nur in der Klarstellung bergmänni
scher Interessendispositionen im Ge
gensatz von Kapital und Arbeit, son
dern ließ künftig unter der planenden 
Kalkulation der wirtschaftlichspoliti
schen Chancen den Arbeitskampf zu 
einem Mittel offensiver Arbeitsmarkt
strategie werden 36 . 

Gasthof Ziegler in (Dortmund-)Dorstfeld. 
Gründungslokal des Alten Verbandes -
Stadtarchiv Dortmund 
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Der Streik von 1905: 
Konfliktverhalten 
zwischen Ineffektivität 
und latenter Parteinahme 

Als Ergebnis der neuen Organisie
rungsformen unterschied sich das 
Streikgeschehen des Jahres 1905 von 
den Vorgängen des Jahres 1889 zu
nächst dadurch, daß sich von Beginn 
an formierte Interessengegner gegenü
berstanden . Zwar hatten die Vorstände 
der Bergarbeiterorganisationen zu
nächst versucht, die Streikaktionen 
einzudämmen und zu lokalisieren, 
doch befanden sich binnen weniger 
Tage bereits ca. 50.000 Bergleute im 
Ausstand 37. Um diese Bewegung unter 
Kontrolle zu bringen, tagte am 12. Ja
nuar 1905 eine Revierkonferenz der 
Delegierten der Bergarbeiterverbände 
in Essen . Dabei verurteilte man nicht 
nur das disziplinwidrige Verhalten vieler 
Belegschaften, sondern erarbeitete vor 
allem einen Katalog von Forderungen, 
den die zum gleichen Zeitpunkt ge
wählte Siebenerkernmission unter dem 
Vorsitz des christlichen Gewerkvereins
führers Johann Effert am folgenden Tag 
dem Oberbergamt Dortmund übermit
telte 3'. 

Auch am Beginn der Streikaktionen 
des Jahres 1905 zeichneten sich die 
Dortmunder Bergbeamten durch eine 
falsche Bewertung der Konfliktlage 
aus, indem sie trotz der sich zuspitzen
den Situation noch unmittelbar vor 
Ausbruch des Streiks glaubten, es wer
de nicht zu einem größeren Ausstand 
kommen 39. Ebenso blieb auch während 
des neuerlichen Streikgeschehens die 
Wirksamkeit ihres konfliktregelnden 
Handeins deutlich begrenzt, weil aber
mals nicht nur die allgemeinen legisla
tiven Bedingungen ihr Einwirken be
schränkten, sondern auch ihre persön
lichen Motive das Handeln bestimm
ten. 

Bereits in der Frühphase des Streiks 
wurde deutlich, daß die Bergbehörde 
letztlich eine Auslegung der novellier
ten Gesetzesbestimmungen in dem 
Sinne billigend in Kauf nahm, wie er 
von dem Montanindustriellen Hugo 
Stinnes als Herr-im-Hause-Standpunkt 
offensiv praktiziert wurde. 

So hatte der Konflikt um eine Verlänge
rung der Schichtzeiten auf der Zeche 
Bruchstraße bei (Bochum-)Langen
dreer den eigentlichen Anlaß zum Aus
stand gegeben, nachdem im Dezem
ber 1904 die Grubenverwaltung in ei
nem Aushang angekündigt hatte, daß 
die Ein- und Ausfahrt um eine halbe 
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Schachtanlage Bruchstraße (Schacht Gustav) in (Bochum-)Langendreer um 1912 

Stunde verlängert würde'0 • Die Beleg
schaft, die vor dieser Entscheidung 
nicht angehört worden war, hatte dar
aufhin eine Belegschaftskommission 
gewählt, die von Hugo Stinnes nicht 
empfangen wurde 41 • Das Oberbergamt 
Dortmund griff daraufhin in den Konflikt 
ein, indem es den Bergwerksbesitzer 
darauf hinwies, daß nach §80f des 
Berggesetzes eine Änderung der Ar
beitsordnung nur nach entsprechender 
Kenntnisnahme der volljährigen Arbei
ter oder des gegebenenfalls bestehen
den Arbeiterausschusses durchzu
führen sei 42. Stinnes reagierte am 23. 
Dezember 1904 mit einem neuen Aus
hang, in dem er ankündigte, daß die 
Seilfahrtsverlängerung erst am 1. Fe
bruar 1905 in Kraft treten sollte. Dieje
nigen Arbeiter, die mit dieser Maßnah
me nicht einverstanden wären , hätten 
so die Möglichkeit, ihr Arbeitsverhältnis 
fristgerecht zu kündigen und sich eine 
andere Arbeitsstelle zu suchen 43. Die 
Tatsache, daß die Dortmunder Bergbe
amten sich im folgenden darauf be
schränkten , Hugo Stinnes "auf einen 
Formfehler hinzuweisen"'' , bedeutete 
letztlich , daß sie Stinnes ' Herr-im
Hause-Standpunkt behördlich sanktio
nierten, denn dessen Vorgehen war 
sicherlich keine Auslegung der Arbeits
ordnungsbestimmungen im eigentli
chen Geist der Gesetzesnovelle. 

Selbst wenn nicht bestritten werden 
kann, daß das Oberbergamt im Januar 
1905 bemüht war, eine gewisse Ver
mittlungshaltung einzunehmen ' 5 , blie
ben diese Initiativen im Hinblick auf 
den Streikverlauf doch weitestgehend 
ineffektiv. Bezeichnenderweise gelang 
es dem Oberbergamt nicht, das Berg
gewerbegericht unter dem Vorsitz des 
Berghauptmanns Heinrich Baur als Ei
nigungsamt zu installieren. Am 9. Janu
ar hatte es Stinnes zwar dazu aufgefor
dert, sich seinerseits zur Anrufung des 
Einigungsamtes bereitzufinden ' 6 • Sei-

ner fortgesetzten Weigerung, mit der 
Arbeiterschaft überhaupt zu verhan
deln, hatten die Beamten jedoch nichts 
entgegenzusetzen. Stinnes bat zwar 
noch am gleichen Tag das Ober
bergamt um genauere Informationen 
über die gegebenenfalls beim Eini
gungsamt zu verhandelnden Streit
punkte ", gleichzeitig sandte er aber 
ein Telegramm an die Zeche Louise 
Tiefbau in (Dortmund-)Barop, in dem er 
nicht nur eine Kontaktaufnahme mit 
dem Oberbergamt untersagte, sondern 
auch anordnete, Listen ausständiger 
Belegschaftsmitglieder aufzustellen , 
um sie zu entlassen oder zu bestra
fen ". Zwei Tage später lehnte Stinnes 
den Einigungsversuch mit der Begrün
dung endgültig ab, die Ausweitung des 
Streiks zeige, daß es sich nicht um "lo
kale" Probleme der Zeche Bruchstraße 
handele, sondern um die Interessen 
des gesamten rheinisch-westfälischen 
Bergbaus". 

Wie gering der konfliktregelnde Einfluß 
der Bergbehörde in Wirklichkeit war, 
geht auch deutlich aus den Verhand
lungen hervor, die der Leiter der Ber
liner Ministerialabteilung, Oberberg
hauptmann Gustav v. Velsen in den fol
genden Tagen vor allem mit den Vertre
tern des Vereins für die bergbauliehen 
Interessen führte. Er war aufgrund der 
Initiative des Düsseldorfer Regierungs
präsidenten Schreiber in das Ruhrge
biet entsandt worden, der sich am 13. 
Januar mit dem Vorschlag an das In
nenministerium gewandt hatte, von Re
gierungsseite Druck auf die kompro
mißlose Haltung der Unternehmerseite 
auszuüben, da sonst eine Ausweitung 
des Ausstandes zu befürchten wäre 50 • 

Velsens Verhandlungen hatten jedoch 
keinerlei Erfolg. Ihm gelang es nicht, 
die Unternehmer von einer grundsätzli
chen Ablehnung der Arbeiterforderun
gen abzubringen, weil die Arbeiter kon
traktbrüchig geworden seien und sich 

131 



die Zahl der Streikenden ständig er
höht hätte. Da die Siebenerkommission 
am 12. Januar angeordnet hatte, daß 
keine weiteren Belegschaften in den 
Ausstand treten sollten, begründete die 
Arbeitgeberseite ihre Ablehnung mit 
dem geringen Vertrauen in den 
tatsächlichen Wirkungsgrad dieser 
Kommission 51 • 

Ineffizient im Sinne einer konfliktregeln
den Wirksamkeit bergbehördlichen 
Handeins gestalteten sich auch die Ge
spräche, die der Oberberghauptmann 
v. Velsen mit der Arbeiterseite am 17. 
Januar, einen Tag nach der Ausrufung 
des Generalstreiks durch die Arbeiter
delegierten, führte. Die Verhandlungen 
mit den Vertretern der Bergarbeiter
verbände fanden im Sitzungssaal des 
Dortmunder Oberbergamtes statt, und 
die Bergbehörde war offenbar sehr 
darum bemüht, diesem Treffen allein 
einen informellen Charakter zu geben. 
Der Zweck der Zusammenkunft - so 
betonte von Velsen - sollte einzig darin 
bestehen, "der Behörde die Mißstände, 
welche zum Streik geführt hätten, vor
zutragen" 52• 

Ähnlich wie 1889 zeigte sich auch 
1905, daß für die Lösung der Konflikt
situation in erster Linie die Haltung der 
Öffentlichkeit und besonders die lnter
essenkonstellationen übergeordneter 
staatlicher Instanzen verantwortlich 
waren 53• So verstärkte sich ab dem 19. 
Januar der Druck auf die preußische 
Regierung, die bis dahin relativ große 
Zurückhaltung bewahrt hatte, durch 
Initiativen auf Reichsebene, für die of
fensichtlich vor allem außenpolitische 
Gründe maßgeblich waren 54• Die vom 
Deutschen Reich betriebene offensive 
Flottenpolitik und das damit belastete 
Verhältnis zu England schienen schon 
deshalb eine möglichst schnelle Been
digung des Streiks erforderlich zu ma
chen, weil durch die ausbleibende 
Kohleförderung auch der Aktionsradius 
der Marine beeinträchtigt wurde. 
Außerdem dürften die nahezu zeit
gleich verlaufenden revolutionären Er
eignisse in Rußland entscheidende 
Kräfte im Reich von der Notwendigkeit 
überzeugt haben, eine auf Verständi
gung mit der Sozialdemokratie zielen
de Haltung an den Tag zu legen 55• in 
dieser Situation drohte Innenstaatsse
kretär Graf Posadowsky damit, im 
Reichstag ein Reichsberggesetz einzu
bringen 56, was dann den Geltungsrah
men des Allgemeinen Berggesetzes 
von 1865 betroffen hätte und folglich 
den preußischen Minister für Handel 
und Gewerbe v. Möller am 27. Januar 
1905 dazu bewegte, eine erneute No
vellierung des bestehenden Berggeset
zes anzukündigen. Er entsprach damit 
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den Bergarbeiterverbänden, die eine 
solche Maßnahme schon lange gefor
dert hatten 57• 

Der Verein für die bergbauliehen Inter
essen im Oberbergamtsbezirk Dort
mund reagierte wenig überraschend 
auf diese Ankündigung, indem er die 
Absicht des Ministers rügte und be
zeichnenderweise bei allen diesen 
Maßnahmen eine völlige Übergehung 
der Bergbehörde konstatierte. Die Un
ternehmer bedienten sich in der Folge
zeit in erster Linie des Arguments, mit 
der Ankündigung einer Gesetzesnovel
lierung würden die Ergebnisse einer 
abermals vereinbarten Untersuchung 
der Verhältnisse im Bergbau vorwegge
nommen. Denn am 28. Januar 1905 
hatte eine Ministerialkommission mit 
dem Siebenerausschuß die Bildung 
von sechs Untersuchungskommissio
nen verabschiedet, die je aus einem 
Mitglied des Oberbergamtes in Dort-

mund, dem zuständigen Bergrevierbe
amten und dem zuständigen Landrat 
oder einem von ihm bezeichneten Ver
treter bestehen sollten. Für die Unter
suchungsverhandlungen war die Teil
nahme von Vertretern der beteiligten 
Belegschaften vorgesehen 58• Die fol
genden Monate sollten allerdings zei
gen, daß die Untersuchungen keines
wegs Mißstände in großem Umfang er
mittelten, was jedoch nicht daran lag, 
daß solche nicht tatsächlich bestan
den, sondern einmal mehr an der Form 
der Untersuchung. 

Obwohl die Untersuchungen in der 
Regel das Ergebnis erbrachten, Män
gel hätten vorwiegend in Einzelfällen 
vorgelegen, Mißstände allgemeiner Na
tur wären kaum zu beobachten gewe
sen 59, ging man an diese Vorhaben mit 
größter Vorsicht heran. Vor allem be
fürchtete die Regierung, daß die Unter
suchungsergebnisse der bergbauli-

Extrablatt der "Hattinger Zeitung" vom Januar 1905 - Bergbau-Archiv Bochum 
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chen Verhältnisse einer herben Kritik 
insbesondere in der Presse ausgesetzt 
sein würden. Der Handelsminister fühl
te sich deshalb am 7. Februar 1905 
genötigt, das Dortmunder Oberberg
amt aufzuforden , es "wolle darauf hin
wirken , daß zu den Untersuchungen 
Zeitungsberichterstatter nicht zugelas
sen werden und auch den Parteien 
durch die Kommissionsvorsitzenden 
empfehlen, den Zeitungen keine Mittei
lungen über das Ergebnis der Untersu
chungen zu machen, damit die Veröf
fentlichung nichtamtlicher Berichte in 
Zukunft tunliehst unterbleibt." 60 Den 
Ausschlag dafür, daß eine Revierkonfe
renz der Bergarbeiter am 9. Februar 
1905 in Essen den Beschluß zur Be
endigung des Streiks faßte 6', gab 
schließlich jedoch die Ankündigung der 
Berggesetznovelle durch den Handels
minister. 

Einen ersten Entwurf brachte die 
preußische Regierung dann am 8. März 
1905 im Abgeordnetenhaus ein. Im Zu
ge seiner Diskussion stieß er auf Kritik 
sowohl im Unternehmerlager als auch 
in der sozialdemokratischen Presse 62 • 

Vor allem aber die behördeninternen 
Gutachten werfen ein bezeichnendes 
Licht darauf, welche virulenten Inter
essen die Dortmunder Bergbeamten 
mit der Neufassung der gesetzlichen 
Grundlagen verbanden: Die wichtigste 
Bestimmung betraf die geänderte Fas
sung des §80f, wonach auf Bergwer
ken mit mehr als 1 00 Beschäftigten 
Arbeiterausschüsse obligatorisch ein
geführt werden sollten. Bereits in einer 
ersten Kommissionsberatung zur No
velle wurden dazu von konservativer 
und nationalliberaler Seite Zusatzan
träge gestellt, in denen vorgesehen 
war, die Oberbergämter zu ermächti
gen, die vollständige Unterlassung po
litischer Aktivitäten der Arbeiteraus
schüsse zu überwachen und solche 
ständigen Arbeiterausschüsse aufzulö
sen , die ihre Zuständigkeitsbereiche 
überschritten. 

Über diese Zusatzanträge informierte 
der Handelsminister das Dortmunder 
Oberbergamt am 5. April 1905 und for
derte zu einer Stellungnahme innerhalb 
von fünf Tagen auf63 • Die beiden Gut
achten, die in Dortmund daraufhin am 
8. April und am 4. Mai erarbeitet wur
den, verdeutlichten einmal mehr sehr 
eindrucksvoll, in welcher Art und Weise 
das dem spezifischen Gruppenbild 
entspringende Selbstverständnis der 
höheren Bergbeamten die Maximen ih
res Verwaltungshandeins beeinflußte: 
Sie hatten grundsätzlich erhebliche 
Bedenken gegen die Einführung von 
Arbeiterausschüssen und neigten - in 
weitgehender Übereinstimmung mit 
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den Unternehmern- dazu, in einer der
artigen Konfliktregelungsinstanz vor
rangig ein Mittel zur politischen Agita
tion der Bergarbeiter zu erblicken. 

Aus der Sicht der Bergbeamten be
stand kein Zweifel daran, daß der "viel
fach von Werksbesitzern geäußerten 
Befürchtung, daß die Arbeiteraus
schüsse politische Bestrebungen ver
folgen oder in sonstiger Weise den 
Werksverwaltungen Schwierigkeiten 
bereiten werden , die Berechtigung 
nicht abgesprochen werden könne" 64 • 

Um aber zu verhindern, "daß diese 
nunmehr gesetzlich sanktionierte Ein
richtung der Arbeiterausschüsse etwa 
zur Verstärkung der in unserem Bezirk 
schon in schlimmster Weise bestehen
den Verhetzung und Aufwühlung der 
großen Arbeitermassen durch die be
rufsmäßigen Agitatoren der Sozialde
mokratie und der gewerkschaftlichen 
Bestrebungen ausgebeutet werde" 65 , 

konnte man den konservativen und 
nationalliberalen Argumenten einer ver
schärften Kontrolle der Arbeiteraus
schüsse durch die Bergbehörde selbst
redend nur beipflichten . Dabei berief 
man sich einmal mehr auf das beson
dere Kompetenzbewußtsein in allen 
bergbauliehen Angelegenheiten , und 
es war aus dieser Perspektive auch nur 
konsequent, daß sich die Dortmunder 
Bergbeamten keine andere behördli
che Stelle vorstellen konnten, die zur 
Überwachung der Arbeiterausschüsse 
"in gleicher Weise den bergbauliehen 
Verhältnissen nahe stehend und zu
gleich mit den Vorzügen der kollegialen 
Verfassung ausgerüstet als entschei
dende Instanz in Betracht kommen 
könnte." 66 

Fazit 

Die Betrachtung des bergbehördlichen 
Handeins in den beiden Bergarbeiter
streiks der Jahre 1889 und 1905 hat 
gezeigt, daß die legislativen und insti
tutionellen Rahmenbedingungen für 
eine konfliktregelnde Funktion der 
Behörde eindeutig begrenzt waren . 
Nachdem sich der Staat im Zuge der 
Bergrechtsreform in den 1860er Jahren 
aus der sozialpolitischen Verantwor
tung zurückgezogen hatte und das 
wirtschaftsliberale Allgemeine Preußi
sche Berggesetz von 1865 Grundlage 
des Handeins geworden war, kam auch 
die ab den 1890er Jahren geübte Pra
xis , Änderungen der juristischen Be
stimmungen durch Novellierungen her
beizuführen, nicht wesentlich über das 
Maß der sozialpolitischen Korrektur be
stehender Verhältnisse hinaus. Eine 

nicht zu übersehende objektive Ineffi
zienz bergbehördlicher Konfliktrege
lungsinitiativen war die Konsequenz 
aus dieser Entwicklung, sofern die 
höheren Bergbeamten überhaupt ver
suchten, Initiativen zur Regelung der 
Konflikte zu unternehmen. Ihr übriges, 
subjektives Konfliktverhalten zeichnete 
sich durch eine fortgesetzte Repressi
vität gegenüber der Bergarbeiterschaft 
aus, die neue und rationalisierte Kon
fliktformen entwickelte, und durch eine 
mehr oder weniger offene Parteinahme 
zugunsten der Bergbauunternehmer. 

Auf der anderen Seite entsprach allein 
die Tatsache, daß die Bergarbeiter zum 
Mittel des Streiks gegriffen hatten, ei
nem Konfliktverhalten, das langfristig 
vor allem eine Folge der umfassenden 
und tiefgreifenden Wandlungsprozesse 
in den Produktionsbedingungen und 
Arbeitsverhältnissen im Zuge der Berg
rechtsreform war. Es waren jene kom
plexen und interdependenten Entwick
lungen, die das bergmännische Dasein 
an die Rhythmik der industriellen Ab
satz- und Arbeitsmärkte auslieferten. 
Sie hatten die einstmals privilegierten 
Bergleute aus ihren ständischen Orien
tierungsmustern, die von tiefer, religiös 
überformter Staats- und Systemlo
yalität geprägt waren, sukzessive her
ausgelöst und damit die Abkehr von ei
nem Konfliktverständnis erfordert, das 
durch den einstmals von Vertrauen ge
prägten Beschwerdeweg an die Berg
behörde gekennzeichnet war 67 • 

Dieser Prozeß war elementar mit der 
Ausbildung eines bergarbeiterliehen 
Klassenbewußtseins verbunden, der 
kollektive Bewußtseinsebenen als ent
scheidende Bedingungen kollektiver 
Handlungsweisen voraussetzte 6' . Die
ses neue Klassenbewußtsein hatte 
dann seit den 1870er Jahren zumindest 
auf der Belegschaftsebene immer häu
figer zu Streikaktionen geführt, in de
nen nicht allein die Androhung von Ge
walt im bergmännischen Denken zur 
konkreten Handlungsalternative heran
wuchs, sondern im Unterschied zur 
früheren , der ständischen Orientierung 
entspringenden Gewaltfreiheit Aus
brüche von Gewalt zwischen den Kon
fliktgegnern verstärkt vorkamen 59 • 

Dabei handelte es sich offenbar - und 
das ist für eine Beurteilung des 
bergbehördlichen Verhaltens unter Be
rücksichtigung der spezifischen Hand
lungsdispositionen der höheren Beam
tenschaft von entscheidender Be
deutung - um einen ambivalenten Vor
gang. Denn in dem Maße wie die 
Bergarbeiterschaft einerseits aufgrund 
der legislativen Umgestaltung neue 
Formen der Konfliktaustragung ent-
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wickeln mußte und diese dann auf
grund der teilweise äußerst rigiden und 
vor allem behördlich sanktionierten 
Praxis der Unternehmer bisweilen in 
unterschiedliche Formen der Gewalt
anwendung transformierte, waren die
se neuen Mechanismen des Kon
fliktaustragens geeignet, der in traditio
nellen Wert- und Sozialmustern verhar
renden höheren Bergbeamtenschaft 
als unangemessen, unkontrolliert, ja 
staatsgefährdend zu gelten. 

Wie sehr dieses Selbstverständnis die 
eigentliche Ausgestaltung des Verwal
tungshandeins im Rahmen der legis
lativen Grenzen entscheidend beein
flußte, macht die Betrachtung der 
bergbehördlichen Aktionen und Reak
tionen im Streikverlauf von 1889 deut
lich. Nicht nur, aber gerade hier bewirk
te das überkommene Verständnis einer 
Allraund-Kompetenz in Bergbaufragen, 
das durch die exklusiven Rekrutie
rungs-, Ausbildungs- und Sozialisati
onsmuster weit über die Zeit der Berg
rechtsreform seine Gültigkeit behielt, 
zunächst eine Grundhaltung, die kei
nen Zweifel an der Überzeugung ließ, 
die Verhältnisse in letzter Konsequenz 
richtig zu beurteilen. Da man außerdem 
das höchste Gut bergbeamtlicher Lei
stung in einer aufopfernden Tätigkeit 
für den Staat durch die bürokratische 
Anwendung und Beobachtung von Ge
setzen sah, die letztlich für die sozialen 
Konflikte mitverantwortlich waren, lie
ßen die Bergbeamten vornehmlich aus 
einer Perspektive urteilen, die sich al
lein auf die Ausdeutung gesetzlicher 
Bestimmungen bezog. 

Dabei entstand offensichtlich ein Span
nungsverhältnis zwischen der Fremd
und Eigenbewertung des behördlichen 
Handelns, das im Widerstreit der offen
siven Pressemitteilungen seinen Nie
derschlag fand und zugleich dieses 
Spannungsverhältnis eindrucksvoll illu
strierte: Die "Kreuzzeitung" hatte sicher 
nicht zu Unrecht eine schlechte Lage 
der Bergarbeiterschaft beschrieben. 
Der Vorwurf aber, diese Lage sei der 
Bergbehörde entgangen, mußte bei 
den Bergbeamten um so mehr wahre 
Entrüstung hervorrufen, als sie, indem 
sie sich auf die gesetzlichen Beurtei
lungsmöglichkeiten zurückzogen, si
cher waren, im wahrsten Sinne des 
Wortes "rechtens" zu urteilen. Verwal
tungstechnisch bedeutete dies vor al
lem, daß die vorliegenden Gesetzes
bestimmungen bewußt eng im Sinne 
einer umfassenden Kontrolle und Über
wachung der Bergarbeiterschaft zur 
Verhinderung eines wachsenden Ein
flusses der Sozialdemokratie ausgelegt 
und angewendet wurden 70 • Die Ge
wißheit, daß dem bisher vertrauten So-
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zialpatriarchalismus keine konfliktre
gelnde Wirksamkeit mehr zukam, wird 
die Bergbeamten davon überzeugt ha
ben, relativ weitgehende Konzeptionen 
in bezug auf die Umgestaltung des le
gislativen Rahmens behördlicher Ein
flußmöglichkeiten vorzuschlagen. 

Letztlich scheint sich aber mit der Er
fahrung des grundlegenden Wider
spruchs nicht das ganze Ausmaß der 
ohne Zweifel äußerst repressiven Hal
tung der Bergbeamten gegenüber den 
Bergarbeitern beschreiben zu lassen. 
Erst durch die Berücksichtigung des 
sozialen wie psychologischen Grup
penbildes der höheren Bergbeamten 
lassen sich offenbar additiv wirkende 
Handlungsmotive genauer erklären. 
Dabei kam der Tatsache, daß sie ver
suchten, ihren ökonomisch schwächer 
werdenden Status durch eine beson
dere Staatsorientiertheit auszuglei 
chen, eine nicht unerhebliche Bedeu
tung zu. Indem sie die eigene Position 
über die Identifikation mit dem Staat 
und seinen als Anerkennung empfan
genen Statussymbolen definierten, 
mußten die Bergbeamten gegenüber 
den rationalisierten Konfl iktaustra
gungsformen, die auf der Seite der 
Bergarbeiter neu entwickelt wurden, ei
ne besondere Skepsis empfinden, die 
sich nur allzu häufig in einer unter
schwellig artikulierten Angst vor sozial
demokratischen Umsturzversuchen 
äußerte. Berghauptmann Eilerts radika
le Vorschläge, die Presse zu zügeln 
und die Agitation der Streikenden zu 
unterbinden, waren dabei Methoden, 
die nicht allein diese Angst symboli
sierten, sondern auch als offensive ver
waltungstechnische Maßnahmen einer 
Abgrenzung nach unten verstanden 
werden können. 

Die entsprechenden Handlungsmotive 
entsprangen dem spezifischen Stan
desbewußtsein und der charakteristi
schen Gruppenmentalität der höheren 
Bergbeamtenschaft. Insofern waren ih
re Erkenntisgrenzen und Handlungsin
teressen zur Konfliktregelung unmittel
bar mit ihrem sozialen Bezugsrahmen 
im Kaiserreich verbunden. Als sich ihr 
sozialer Status in der Defensive be
fand, ja sukzessive verringerte, such
ten sie einerseits die Nähe zu den 
gesellschaftlichen Gruppen der Bour
geoisie, und da sie sich als preußische 
Beamte nicht nur durch eine besonde
re staatliche Loyalität auszeichneten, 
waren sie andererseits danach be
strebt, unter dem Druck einer immer 
weniger gesicherten Finanzierbarkeit 
ihrer als standesgemäß erachteten Le
bensführung den Statuserhalt durch ei
ne offensive Abgrenzung gegenüber 
der Bergarbeiterschaft zu sichern . 
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1982, S. 127 (Nr. 76). 

59 Vgl. dazu Koch 1954, S. 98; Kirchhoff 
1968, S. 150. 

60 Zit. nach Adelmann 1960, S. 264 f. 
(Nr. 160). 

61 Brüggemeier 1983, S. 216. 
62 Vgl. Auszug aus der Regierungsvorlage 

vom 08.03.1905 zur Berggesetznovelle 
bei Rassow/Born 1959, S. 250 ff. (Nr. 
92) , sowie Auszug aus der Resolution 
der preußischen Bergbauvereine vom 
16.03.1905, der preußischen Regie
rung als Denkschrift überreicht, in: 
ebd., S. 252 f. (Nr. 93), sowie Koch 
1954, S. 1 00. 

63 Abgedruckt in: Rassow/Born 1959, S. 
255 (Nr. 95). 

64 Gutachten des OBA Dortmund vom 
08.04.1905 an den preußischen Han
delsminister (Entwurf), abgedruckt in: 
ebd., S. 255 (Nr. 96). 

65 Gutachten des OBA Dortmund vom 
04.05.1905 an den preußischen Han
delsminister (Entwurf), abgedruckt in: 
ebd. , S. 260 (Nr. 99) . 

66 Gutachten des OBA Dortmund vom 
08.04.1905 an den preußischen Han
delsminister (Entwurf), abgedruckt in: 
ebd., S. 255 (Nr. 96). 

67 Zur Wirksamkeit des "gesetzlichen" 
Weges der Konfliktregelung vgl. Tenfel
de 1977, S. 190 f. 

68 Grundsätzlich zum Begriff der Klassen
bildung vgl. Kocka 1983, S. 23 ff; zum 
Klassenbewußtsein der Bergarbeiter
schaft vgl . Tenfelde 1981, S. 334-342; 
vgl. ferner Köllmann 1979, S. 44-47; zu 
dem in dieser Frage wichtigen soziolo
gischen Modell der "Mining communi
ty" vgl. Bulmer 1975. 

69 Tenfelde 1977, S. 203 f. 
70 Feige 1986, S. 1 02 ff. 
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